
Zur Abgrenzung der gerichtlich zu verfolgenden straf­
baren Handlungen von den an die Konfliktkommission 
abzugebenden geringfügigen Straftaten

Stellt das Strafverfolgungsorgan fest, daß eine straf­
bare Handlung von nur geringer Gesellschaftsgefähr­
lichkeit vorliegt, dann ist sorgfältig zu prüfen, ob die 
Sache gerichtlich zu verfolgen ist oder ob es sich um 
eine geringfügige Straftat handelt, die ein Gerichts­
verfahren nicht erfordert. Im folgenden Fall wäre 
z. B. ein Gerichtsverfahren erforderlich:
Ein Arbeiter eines Maschinenbaubetriebes hatte einen 
Einbruch in einen HO-Kiosk verübt und dabei Tabak­
waren im Wert von mehr als 50 DM gestohlen. Die Er­
mittlungen ergaben, daß er in seinem Wohngebiet 
ebenfalls in Keller eingebrochen war und dabei Obst­
konserven und andere Sachwerte in nicht geringer 
Menge entwendet hatte. Die Abgabe an die Konflikt­
kommission war hier falsch. In der Gemeinsamen 
Direktive vom 9. September 1960 über die Zusammen­
arbeit mit den neuen Konfliktkommissionen wird dazu 
ausgeführt, daß dann, wenn erschwerende Tatumstände, 
insbesondere eine besondere Intensität oder raffinierte 
Begehungsweise, vorliegen, diese Fälle für die Be­
ratung vor der Konfliktkommission ungeeignet sind.
In der Gemeinsamen Direktive wurde gleichzeitig her­
vorgehoben, daß die Abgrenzung geringfügiger Hand­
lungen von gerichtlich zu verfolgenden Straftaten von 
verschiedenen Faktoren abhängt, die sehr unterschied­
lich sein können. So sind insbesondere zu beachten: die 
politische Situation, die Lage im Betrieb, die Täter­
persönlichkeit, die Art und Weise der Verletzung des 
Strafgesetzes, die Intensität der Handlungsweise und 
nicht zuletzt die Schadenshöhe sowie Umfang und 
Form der Schuld. Gerade bei der Beurteilung der 
Schuld und der Höhe des Schadens ist zu beachten, daß 
bei einer vorsätzlichen Tat der Schaden einen größeren 
Einfluß auf die Gesamtbeurteilung hat als bei einer 
fahrlässigen Tat, weil bei ersterer der Täter den Ein­
tritt des Schadens gewollt hat. Es gibt nicht selten 
Fälle, bei denen ein großer Schaden entstanden, aber 
der Grad der fahrlässigen Pflichtverletzung nur gering 
ist. Daher sollte bei einer fahrlässigen Straftat der an­
gerichtete Schaden — neben den anderen Faktoren — 
wohl beachtet, aber nicht überbewertet werden. Der 
Konfliktkommission kann eine Strafsache also nur 
übergeben werden, wenn:
1. der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit gering ist;
2. der Sachverhalt völlig aufgeklärt und der Täter 
geständig ist und eine Schadensersatzforderung frei­
willig anerkennt;
3. die Sache sich überhaupt für eine Beratung vor 
einer bestimmten Konfliktkommission eignet (d. h., die 
Konfliktkommission muß in der Lage sein, nicht nur die 
Verfehlungen des Täters zu behandeln, sondern vor 
allem auch die Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen, die zur Verfehlung führten, aufzudecken 
und auf dieser Grundlage den Erziehungsprozeß des 
gesamten Arbeitskollektivs zu organisieren. Dabei muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß die Konfliktkom­
missionen selbst mit ihren Aufgaben wachsen!)4.
4. Letztlich ist hierbei auch die Rolle des Kollektivs 
und das Verhältnis des Täters zur Gesellschaft, insbe­
sondere zu seinem Kollektiv, zu beachten.
fliese Gesichtspunkte bilden eine Einheit und sind in 
ihrer Gesamtheit zu berücksichtigen. Die einseitige 
Hervorhebung einzelner Faktoren und deren sub­
jektive Bewertung führen zu einer nicht genauen Be­
stimmung des Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit 
und stellen eine Verletzung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit dar.
Bei der Entscheidung der Frage, wann einer Konflikt­
kommission eine Sache zur Beratung übergeben wer-

* vgl. auch Richtlinie Nr. 12 des Obersten Gerichts (Abschn. in 
ZifE. 1), NJ 1961 S. 292.
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den kann, ist eine Beschränkung auf bestimmte Delikts­
arten nicht möglich. Es ist z. B. denkbar, daß auch 
strafbare Handlungen, die von der Verwirklichung des 
Tatbestandes her eine größere verbrecherische Inten­
sität voraussetzen, trotzdem einer Konfliktkommission 
zur Beratung übergeben werden können, wenn die 
schädlichen Folgen gering sind. Das kann u. U. bei 
geringfügigen Amtsunterschlagungen oder einem Ein­
bruchsdiebstahl, bei dem die Tatausführung mit einer 
relativ geringen Gewaltanwendung möglich war, der 
Fall sein. Hierbei ist natürlich eine besonders sorg­
fältige Prüfung der Gesamtumstände der Tat, ins­
besondere der Täterpersönlichkeit, notwendig.
Die Übergabe von geringfügigen Delikten, deren Ver­
folgung nur auf Antrag eintritt, kann erst dann er­
folgen, wenn die genannten Grundsätze vorliegen und 
der Geschädigte einen Strafantrag gestellt hat.
An die Konfliktkommissionen sollten vorzugsweise 
solche Sachen abgegeben werden, die in einem unmittel­
baren Zusammenhang mit dem Betriebsgeschehen 
stehen. In der Regel ist das dann der Fall, wenn die 
Tat in dem Bereich begangen worden ist, für den die 
Konfliktkommission zuständig ist. In der Beratung 
dieser Konfliktkommission kann der Konflikt zwischen 
dem Täter und der sozialistischen Gesellschaft am 
wirksamsten aufgedeckt und das gesamte Arbeits­
kollektiv zur Beseitigung der Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen der Tat mobilisiert werden. Das 
bedeutet natürlich nicht, daß nicht auch andere gering­
fügige Straftaten, die außerhalb des Betriebsgeschehens 
von einem Werkangehörigen begangen worden sind 
und sich zur Beratung eignen, durch die entsprechende 
Konfliktkommission beraten werden können. In diesen 
Fällen ist aber vor Abgabe eine besonders sorgfältige 
Prüfung erforderlich, damit die Konfliktkommissionen 
nicht überfordert werden.

Zur Behandlung geringfügiger Verletzungen von 
Strafgesetzen, wenn keine Konfliktkommission besteht
Arbeitet der Beschuldigte, der eine geringfügige Straf­
tat begangen hat, jedoch in einem Betrieb, in dem 
keine Konfliktkommission besteht, oder ist er nicht 
berufstätig, so darf das Verfahren nicht nach §§ 158 

*bzw. 164 StPO in Verbindung mit § 8 StEG eingestellt 
und irgendeine außergerichtliche Erziehungsmaßnahme 
eingeleitet werden. In derartigen Fällen muß ein Ge­
richtsverfahren durchgeführt werden. Dabei gewinnt 
die Anwendung des öffentlichen Tadels und der Geld­
strafe erhöhte Bedeutung* 5.
Diese Gesichtspunkte müssen auch • dann gelten, wenn 
zwei Täter eine geringfügige Straftat begehen, sie aber 
in verschiedenen Betrieben arbeiten und nur in einem 
Betrieb eine Konfliktkommission besteht. Hier kann die 
Sache nicht so erledigt werden, daß bei dem e i n e n  
Täter an die Konfliktkommission übergeben wird und 
gegen den anderen Täter das Verfahren nach den 
§§ 158 bzw. 164 StPO in Verbindung mit § 8 eingestellt 
oder sogar Anklage erhoben wird. Eine solche Ver­
fahrensweise würde den Konflikt nur halb lösen. Im 
Interesse einer umfassenden und einheitlichen Behand­
lung ist in solchen Fällen, wenn andere Einstellungs­
möglichkeiten nicht vorliegen (z. B. § 9 Ziff. 2 StEG), 
Anklage zu erheben. Das gilt auch für solche Fälle, in 
denen zwei verschiedene Konfliktkommissionen zu­
ständig wären.

Die Aufgaben der Untersuchungsorgane und 
Staatsanwälte bei der Zusammenarbeit 
mit den Konfliktkommissionen
Die Konfliktkommissionen haben große Möglichkeiten, 
die Ursachen und begünstigenden Bedingungen von 
geringfügigen strafbaren Handlungen aufzudecken und 
diese mit der Kraft des gesamten Kollektivs zu be-
5 vgl. hierzu besonders Beyer/Neumann, a. a. O., S. 340 ff., 
und die Richtlinie Nr. 12, a. a. O,


